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PA R L A M E N T S R E P O R T F r a k t i o n i m T h ü r i n ge r L a n d t a g



Schlecker: Alles andere als Erfolgsgeschichte Ramelow: „Bei den Banken ist man fix, für die Schlecker-Beschäftigten tut man nix!“



A



ls „zutiefst empörend“ bezeichnet Bodo Ramelow, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag, den Beschluss der Gläubiger, die Schlecker-Drogerien abzuwickeln. Für Fehlentscheidungen aus der Wirtschaft und der Politik hätten jetzt bundesweit 25 000 Schlecker-Beschäftigte gerade zu stehen – vor allem Frauen, darunter zahlreiche ältere Beschäftigte und Alleinerziehende. Leider ist die Bundesregierung der fatalen Devise gefolgt: „Bei den Banken ist man fix, für die Schlecker-Beschäftigten tut man nix!“ Chancen wurden leichtfertig vertan. „Die Regierung und die sie tragenden Parteien CDU, CSU und FDP haben in skandalöser Weise versagt, denn durch sie wurde die Freigabe von Finanzmitteln zur Gründung von Transfergesellschaften rundheraus verweigert“, monieren Ina Leukefeld und Bodo Ramelow in einem offenen Brief. Zu einem „Rettungsschirm für die Schlecker-Beschäftigten“, wie von der Linkspartei gefordert, ist es nicht gekommen. „Es war dabei vor allem die neoliberale FDP, die aus ideologischen Gründen brutal gegen die Interessen der Betroffenen agiert hat, denn die Beschäftigten im Niedriglohnsektor gehören nicht zur Zielgruppe dieser Klientelpartei der Besserverdienenden“, konstatiert der LINKE-Fraktionsvorsitzende Ramelow. Das mangelnde Interesse an Lösungen zeigt sich nicht zuletzt auch bei der bisher defizitären Vermittlung ehemali-



ger Schlecker-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch die Bundesagentur für Arbeit in neue Beschäftigung. Es handelt sich keinesfalls um eine Erfolgsgeschichte. „Für Thüringen bedeutet das Ende von Schlecker nicht nur mehr Arbeitslose, sondern auch einen Raubbau an der Infrastruktur im ländlichen Raum durch die Schließung der oft einzigen



in der Umwandlung bisheriger Schlekker-Filialen in Bürgerläden in Formen eines Dorfkonsums und in anderen Möglichkeiten der Nahversorgung vor Ort – zu denen auch die Gründung von Genossenschaften gehört – eine erfolgversprechende Strategie. Sie muss allerdings politisch gewollt sein und finanziell sowie logistisch gefördert werden. Hier ist die Landesregierung ge-



noch vorhandenen Verkaufsstellen. Damit verbunden ist eine abnehmende Lebensqualität vor Ort“, macht Arbeitsmarktpolitikerin Leukefeld deutlich. Für die Menschen sind nachhaltige Perspektiven nötig. Bereits Mitte März hat die Linksfraktion von der Landesregierung eine Strategie zum Erhalt von kleinen Dorfläden gefordert. Dazu ist es bisher leider nicht gekommen. „Doch wir sehen nach wie vor gerade



meinsam mit den Kommunen gefordert“, sagt Frau Leukefeld. „Die Solidarität der Linkspartei sowie der Linksfraktion im Thüringer Landtag gilt den Beschäftigten und ihren Familien, also den Opfern von Misswirtschaft und Ignoranz. Eine schnelle Vermittlung in Beschäftigung und der Aufbau von dörflichen Dienstleistungszentren müssen nun im Mittelpunkt aller Bemühungen stehen“, fügt Ramelow hinzu.



AKTUELL Kommunen sind keine Sparbüchse „Eine Reform der kommunalen Finanzen muss zunächst die Interessen der Gemeinden und Städte in den Blick nehmen. Die Kommunen sind nicht dazu da, den Haushalt des Finanzministers zu sanieren“, mahnt der kommunalpolitische Sprecher der Landtagsfraktion DIE LINKE, Frank Kuschel. Die Landesregierung hat für das Jahr 2013 eine grundsätzliche Neuausrichtung des Kommunalen Finanzausgleichs angekündigt. Das bisherige Gesetz führe jedes Jahr zu enormem Streit mit den Kommunen, weil beide Seiten unterschiedliche Berechnungen ansetzen. Das frühere System der Landeszuweisungen war 2005 vom Landesverfassungsgericht als verfassungs-



widrig erklärt worden. Eine nachhaltige konfliktfreie Lösung konnte das Land bisher nicht präsentieren. „Neben den höchst fragwürdigen Rechentricks zum Finanzbedarf der Kommunen war vor allem die Kita-Finanzierung der Zankapfel der Auseinandersetzung. „Wir werden deshalb vorschlagen, die Kita-Mittel vollständig aus dem Kommunalen Finanzausgleich herauszunehmen und die Gelder ohne Verrechnungen an die Gemeinden und Städte auszuzahlen. Gerade in dieser Frage darf es keinen intransparenten Verschiebebahnhof geben!“, betont Kuschel. Für ihn seien die jüngsten Forderungen der SPD, wonach keine grundsätzliche Reform angestrebt werde, unzureichend. Inzwischen hat auch der Finanzmini-



ster der CDU seine Überlegungen hinsichtlich einer Reform des Kommunalen Finanzausgleichs den Gremien der kommunalen Spitzenverbände und den Regierungsfraktionen vorgetragen. Danach sollen einzelne zweckgebundene Zuweisungen in die Schlüsselzuweisungen integriert werden. Zudem soll eine so genannte Finanzgarantie geschaffen werden. Demnach würden die Kommunen einen jährlich garantierten Geldbetrag erhalten. Eine kommunale Beteiligung an möglichen Mehreinnahmen des Landes werde allerdings ausgeschlossen. Der LINKE-Abgeordnete kündigt an, dass seine Fraktion Anfang Juli ein eigenes Konzept zur Neuordnung des Finanzausgleichs vorstellen werde. Sascha Bilay



w w w. di e- lin ke -th



l.d e



KOMMENTIERT: von Martina Renner



Sofortige Entwaffnung von Neonazis! Die neuerlichen Durchsuchungen bei Thüringer Neonazis aufgrund des vermuteten Waffenbesitzes sowie die Vollstreckung von zwei Haftbefehlen wegen illegalen Waffenbesitzes gegen Thüringer Neonazis dokumentieren eindrücklich, dass die neonazistische Szene in Thüringen weiterhin bereit ist, militant und entschlossen gegen Menschen und zur Durchsetzung ihrer Ziele gewaltsam vorzugehen. Bei einer Polizei-Aktion gegen die rechtsextreme Szene wurden zwei Neonazis aus Thüringen verhaftet. Insgesamt wird gegen drei Männer wegen des Verdachts auf Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat ermittelt. Die Polizei hat zehn Objekte in Thüringen durchsucht. Nach Medienberichten wurden dabei zahlreiche Waffen sowie Munition und Munitionsteile beschlagnahmt. Die Ermittler gingen bei der Durchsuchung auch Hinweisen auf eingemauerte Waffen nach. Die neonazistische Szene unterscheidet sich dahingehend also nicht von der in den 90er Jahren in Thüringen, aus denen der so genannte NSU hervorgegangen ist. Neonazis haben damals Schießübungen mit illegalen Waffen in Thüringen veranstaltet und horten offenbar noch heute Waffen. Das ausgerechnet das Braune Haus in Jena wiederum Ziel der Durchsuchungsmaßnahme ist, verwundert nicht. Aus Jena stammen nicht nur drei Mitglieder des NSU, sondern auch ihre engsten Unterstützer, die sie mit Waffen versorgten. Angesichts der beunruhigenden Kenntnis über den Waffenbesitz bei Neonazis bleiben wir bei unserer Forderung nach einer sofortigen Entwaffnung von Neonazis. Der Innenausschuss im Thüringer Landtag wird sich nun auf Antrag der Fraktion DIE LINKE über Anlass und Ergebnis der Durchsuchungen unterrichten lassen. Auch im Untersuchungsausschuss werden wir weiter Antworten auf immer noch offene Fragen unter anderem zu Ermittlungen gegen neonazistische Strukturen in den Jahren 1994 bis 1998 verlangen. Es wird dabei zu klären sein, ob tatsächlich bei einer Vielzahl von Straf- und Ermittlungsverfahren alles Mögliche und Notwendige seitens der Strafverfolgungsbehörden getan wurde, um die Verfestigung militanter Neonazistrukturen mit einem Zugang zu Waffen zu verhindern.



PARLAMENTSREPORT



6



KURZ UND PRÄGNANT Protest gegen Fracking Der Antrag von CDU und SPD gegen unkonventionelle Erdgasförderung ist nach Auffassung des LINKE-Abgeordneten Tilo Kummer durch den Druck der Bürgerinitiativen in den vom Fracking betroffenen Regionen erreicht worden. „Nachdem die Landesregierung die Aufsuchung von Erdgas in einem Drittel Thüringens bereits genehmigte und alle Widersprüche der betroffenen Kreise formal abbügelte, ist dieser Antrag ein wichtiger Erfolg“, betont Kummer. Der Abgeordnete kritisiert jedoch, dass der Koalitionsantrag vor allem auf Zeit spielt: „Die Bundeszuständigkeit im Bergrecht ist klar geregelt. Wer ein rechtssicheres Fracking-Verbot will, muss das Bergrecht ändern. Dazu braucht es eine Bundesratsinitiative!“



UNZ-12-2012



Netzplanung: Bock zum Gärtner gemacht DIE LINKE kritisiert: Verfahren zur Bürgerbeteiligung ist eine „Farce“ Zusätzlich zur geplanten und höchst umstrittenen 380-kV-Höchstspannungsleitung durch Thüringen nach Bayern wollen die Stromnetzbetreiber zwei weitere Nord-Süd-Trassen durch den Freistaat ziehen. Wie dem Netz-



Erst kürzlich hatten die vier großen Netzbetreiber den Netzentwicklungsplan (NEP) vorgelegt. „Da wird doch der Bock zum Gärtner gemacht!“, kritisiert Frau Enders. Es müsse die Frage erlaubt sein, wie unabhängig und ob-



Armut verhindern Ein aktueller OECD-Bericht warnt sehr deutlich vor Altersarmut, insbesondere in Deutschland. „Endlich wirksame Gegenmaßnahmen zu ergreifen, ist auch Aufgabe der Landesregierung“, sagt Matthias Bärwolff, Sozialpolitiker der Linksfraktion. Ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn, die Regulierung von Leiharbeit und nicht zuletzt die Anerkennung von Qualifikationen, Ausbildungen und auch der Erziehungsarbeit für Kinder seien „nicht nur dringend geboten, sondern für die Bekämpfung von Altersarmut auch dringend notwendig“, fordert der LINKE-Abgeordnete. Der neoliberale Weg der stetigen Privatisierung sozialer Risiken führe in eine Sackgasse.



Schadstoffe beseitigen Ralf Hauboldt, LINKE-Justizpolitiker, fordert mit Blick auf Informationen zu Beeinträchtigungen und Gesundheitsproblemen im Justizzentrum Gera, „dass das Land als Mieter des Gebäudes und Dienstherr der Beschäftigten alle Möglichkeiten zur Begrenzung und Beseitigung von Beeinträchtigungen und Schäden ausschöpfen muss. Das gebietet vor allem die Fürsorgepflicht gegenüber den Beschäftigten. Die Menschen, die dort arbeiten, haben Anspruch auf gute Arbeitsbedingungen.“ Das Land müsse auch finanzielle Ersatzansprüche gegenüber Vermieter und Bauherr geltend machen, da wegen der Mängel die Nutzbarkeit der Räume nicht gegeben ist. Die Belastung mit Schadstoffen sei bereits im Frühjahr 2010 deutlich geworden. Bald nach Einzug im neuen Justizzentrum begannen Beschäftigte, über Gesundheitsbeschwerden zu klagen.



Petra Enders ist Expertin für Fragen zum Stromnetz entwicklungsplan zu entnehmen ist, soll neben der Neubautrasse AltenfeldRedwitz eine 380-kV-Leitung AltenfeldGrafenrheinfeld gebaut sowie eine Gleichstromleitung von Lauchstädt nach Meitingen durch Thüringen errichtet werden. „Durch solche Stromautobahnen werden große Einschnitte in Natur und Landschaft vorgenommen und damit die Lebensqualität der Menschen massiv eingeschränkt. Wenn wir nichts dagegen tun, wird Thüringen als das Grüne Herz Deutschlands nun endgültig einem Trassenkahlschlag weichen“, erklärt Petra Enders, LINKE-Landtagsabgeordnete und Bürgermeisterin von Großbreitenbach.



Foto: Diana Glöckner



jektiv ein Konzept ist, das ausschließlich durch Konzerne erstellt wird, die gerade mit Stromtransport und -handel ihr Geld verdienen? „Wieder macht sich Politik zum Steigbügelhalter der großen Energiekonzerne und das zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger“, konstatiert die Linksfraktionärin. Die Abgeordnete weist darauf hin, dass den Netzausbau, der mit 20 Mrd. Euro beziffert wird, letztlich über den Strompreis alle Abnehmer bezahlen müssen. „Bereits jetzt machen die Netznutzungsentgelte über 20 Prozent des Strompreises aus. Das wäre eine vollkommen unnötige und zusätzliche Belastung der Bürgerinnen und Bürger“, moniert Frau Enders.



Halbzeitbilanz der Fraktion: Links wirkt! Zur Vorstellung der Halbzeitbilanz der Abgeordneten, die ab sofort unter www.die-linke-thl.de abrufbar ist, erklärt Bodo Ramelow, LINKE-Fraktionsvorsitzender: Im August 2009 haben die Menschen in Thüringen DIE LINKE als zweitstärkste Kraft in den Landtag gewählt. Seitdem haben wir viel erreicht. Zwar werden unsere Anträge von der Regierung aus CDU und SPD meist abgelehnt. Doch unseren Forderungen können sie sich nicht verschließen. Wir setzen die Themen auf die Tagesordnung, die unter den Nägeln brennen: Den Protest gegen überhöhte Kommunalabgaben oder Theaterschließungen, die Forderung nach längerem gemeinsamen Lernen oder besseren Finanzierung von Trainern in Sportvereinen oder für mehr Demokratie. Unsere Vorschläge werden aber immer wieder auch von anderen Fraktionen und der Regierung aufgegriffen, sei es beim Start des Landesarbeitsmarkrprogramms, der Abschaffung der Bannmeile, dem elektroni-



schen Waffenregister oder der Erklärung zum Atomausstieg. Links wirkt! Die Politik der Regierung zeigt, dass es eine starke LINKE braucht. Der Sparkurs von CDU und SPD geht zu Lasten der Schwächsten, der kulturellen Vielfalt und einer sozialen Gesellschaft. Doch das ist nur die Spitze des Eisbergs einer falschen Politik. DIE LINKE wird weiter für eine soziale, ökologische und friedliche Politik werben und dafür um Mehrheiten kämpfen - im Parlament und in der Gesellschaft. Besonders wichtig ist uns die Diskussion darüber mit Ihnen! Sowohl im direkten Gespräch als auch in der digitalen Welt. Sprechen Sie uns an!



Zudem sei doch verwunderlich, warum gerade die Kosten für die OffshoreNetzanbindung und die Verteilernetze keine Berücksichtigung finden. „Was soll dem Verbraucher hier vorgegaukelt werden?“, fragt Frau Enders. Dieser Netzentwicklungsplan habe „mit verantwortungsvoller Energiepolitik nichts zu tun. Nach wie vor fehlt ein zukunftsfähiges energiepolitisches Gesamtkonzept, das die energiepolitischen Ziele, Energieeinsparungs- und Energieeffizienzmaßnahmen sowie die geplanten dezentralen Erzeugerstrukturen der einzelnen Bundesländer aktuell und detailliert berücksichtigt. Eine nachhaltige Energiewende wird nur erreicht, wenn alle Partner gleichberechtigt im Prozess einbezogen werden. Über die Köpfe der Menschen hinweg wird uns dies nicht gelingen“, konstatiert Enders. Netzumbau statt Netzausbau Letztlich gehe der vorgelegte NEP 2012 von völlig falschen Ausgangsdaten aus, moniert die LINKE-Abgeordnete. Dazu zählen veraltete Daten der dena1-Studie, ein verfassungswidriges Energieleitungsausbaugesetz und überholte EU-Planungen, die weder den technischen Fortschritt noch die Energiewende im europäischen Verbundnetz berücksichtigen. Angesichts der neuen Stromautobahnen, die durch Thüringen gebaut werden sollen, verweist Petra Enders erneut auf Ergebnisse wissenschaftlicher Gutachten: „Experten haben nachgewiesen, dass neue Stromautobahnen nicht notwendig sind. Statt einem Netzneubau brauchen wir einen Netzumbau und damit die Modernisierung bestehender Netzstrukturen“, betont die Politikerin. Schließlich gebe es gegenwärtig schon mehr als 37 000 Kilometer Höchstspannungsnetze und 1,8 Mio. Kilometer Verteilernetze. Damit habe die Bundesrepublik eines der engmaschigsten Netze der Welt. „Diese gilt es umzurüsten“, fordert die Politikerin. Im Übrigen würde dies nur einen Bruchteil der Kosten für den Trassenneubau ausmachen. Transparenz und Unabhängigkeit Als „eine Farce“ bezeichnet Petra Enders das so genannte Beteiligungsverfahren bei der Netzplanung. „Sechs Wochen reichen keineswegs aus, um eine intensive Diskussion zu führen. Zum anderen kann es doch nicht sein, dass die Energieriesen die eingehenden Stellungnahmen prüfen und festlegen, welche Berücksichtigung finden werden. Bürgerbeteiligung darf nicht zur Alibifunktion verkommen. Politik hat die Verantwortung, für Transparenz, Unabhängigkeit und Rechenschaft über alle Vorschläge zu sorgen.“



UNZ-12-2012
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Politik hautnah zum Tag der offenen Tür Fraktion DIE LINKE beim Tag der offenen Tür - Informationen im und am Landtag



D



er Tag offenen Tür des Landtages ist immer eine gute Gelegenheit, ganz zwanglos mit vielen Menschen ins Gespräch zu kommen und das Politikangebot vorzustellen. Den gesamten Tag standen abwechselnd verschiedene LINKE-Parlamentarierinnen und Parlamentarier am Infostand der Fraktion für Fragen und Diskussionen zur Verfügung.



fen werden“, so Ramelow. Während des Tages der offenen Tür eröffnete DIE LINKE ihre aktuelle Ausstellung Frauenselbsthilfe nach Krebs e. V. Präsentiert werden Porträts von Frauen, die sich ehrenamtlich um Personen kümmern, die von Krebserkrankungen betroffen sind. DIE LINKE will



Viele Zuhörer hatte auch das Bühnenprogramm der Linksfraktion mit dem Fraktionsvorsitzenden Bodo Ramelow sowie Wahlsiegerinnen und Wahlsiegern zur Kommunalwahl. Durchs Programm führte Radio-Moderator Sebastian Brennecke. Ihn interessierten das Erfolgskonzept von Michaele Sojka, Petra Enders und Ralf Hauboldt und ihre ersten Amtshandlungen. „Ich setze auf tatsächliche Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern bei wichtigen Entscheidungen, stehe für Sachpolitik, möchte alle Parteien mitnehmen und viel im Interesse der Menschen bewegen“, fasste Petra Enders unter großem Applaus des Publikums zusammen. Es wurde deutlich, dass mehr direkte Demokratie ein Schlüsselthema aller LINKEN-Wahlkämpfer gewesen ist. Für die Fraktion fasste Bodo Ramelow zusammen: „Wir haben gemeinsam gekämpft, gemeinsam gesiegt und jetzt werden wir gemeinsam die Herausforderungen meistern.“ Die LINKEN würden weiter Druck machen für eine umfassende Verwaltungsreform in Thüringen und für eine Energiewende, die diesen Namen auch verdient. „Die Energieversorgung muss regional, dezentral und regenerativ erfolgen. Strom muss dort verbraucht werden, wo er entsteht. Damit würde tatsächlich die Energiewende eingeleitet und es könnten zudem viele Arbeitsplätze in den Regionen geschaf-



Barrierefreiheit „Die Koalition ist nicht bereit, für Menschen mit Behinderungen die Freiheit zur Beschaffung, zum Empfang und zur Weitergabe von Informationen zu gewährleisten“, kritisiert die behindertenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Karola Stange, und bezieht sich auf die Ablehnung im Landtag des LINKE-Antrags für eine barrierefreie Informationsund Kommunikationsplattform. Darin wurde u. a. gefordert, Plenarsitzungen durch den Einsatz von Gebärdendolmetschern zu übersetzen. Die Abgeordnete kritisiert, dass die Parteien der Koalition sich in scheinheilige Begründungen flüchten anstatt endlich für Barrierefreiheit zu sorgen.Diese sei eine Voraussetzung für eine inklusive Gesellschaft.



damit dem Ehrenamt sprichwörtlich ein Gesicht geben. Die Ausstellung kann noch bis zum 13. Juni auf dem Flur der Fraktion besichtigt werden. Besucherinnen und Besucher des Landtages, die sich kurzweilig vom Rundgang innerhalb und außerhalb des Landtagsgebäudes erholten und eine kleine Stärkung zu sich nehmen wollten, konnten im Fraktionssitzungsraum bei Kaffee und Kuchen verschnaufen. Für diejenigen, die eine kühle Erfrischung benötigten, wurde politisch korrekt rote Fassbrause ausgeschenkt. Auch dabei bestand die Möglichkeit, mit Vertreterinnen und Vertretern der Landtagsfraktion ins Gespräch zu kommen. „Das Interesse Tausender Menschen an Politik zum Tag der offenen Tür sollte Aufforderung sein, endlich für mehr Bürgerbeteiligung und Transparenz politischer Arbeit zu sorgen“, sagte Fraktionsvorsitzender Ramelow mit Blick auf „viel zu viele Entscheidungen und Sitzungen von Parlamentsausschüssen, die hinter geschlossenen Türen stattfinden“. Diana Glöckner
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VON A BIS Z: Berufsbildung Noch vor zehn Jahren war eine Hauptforderung der damaligen PDS-Fraktion an die Landesregierung und Unternehmen, endlich die Zahl betrieblicher Ausbildungsplätzezu erhöhen. Diese unternahmen - abgesehen von jährlichen und nicht verbindlichen Aufrufen fast nichts. Tausende Jugendliche wurden ersatzweise in außerbetriebliche Ausbildung vermittelt oder mussten, zum Teil mehrfach hintereinander, das berufsvorbereitende Jahr durchlaufen, nur damit sie aus der Statistik raus waren. Am Ende nahm selbst der Thüringer DGB nicht mehr am Ausbildungspakt teil, weil man einsehen musste, dass Ausbildungspakt und Aufrufe nur Feigenblätter waren, die genau das bezweckten: politischen Druck und eine Kostenbeteiligung der nicht ausbildenden Unternehmen zu verhindern. Tatsächlich spricht heute kaum noch jemand von der Ausbildungsumlage. Ganz einfach, weil sich die Probleme verschoben haben. Der Einbruch der Schulabgängerzahlen, aber auch die Abwanderung junger Menschen, haben das frühere Defizit an Lehrstellen schrumpfen lassen. Seit 2010 erkennen sogar wieder mehr Betriebe, dass es in ihrem Interesse liegt, selbst Ausbildung anzubieten. Heute haben sie mitunter Schwierigkeiten, Auszubildende zu finden; jedenfalls solche, die ihren Ansprüchen gerecht werden. Und hier liegen neue Probleme, um die sich Poltitik dringend kümmern muss. Susanne Hennig/Steffen Kachel



WICHTIGE TERMINE Augenwischerei Als „pure Augenwischerei“ hat LINKE-Bildungspolitikerin Michaele Sojka die Freude im Kultusministerium über 350 neu einzustellende Lehrer für 2012 bezeichnet. Um auf die Zahl der bis 2014 nötigen und im Koalitionsvertrag festgehaltenen 2.500 neu einzustellenden Lehrer zu kommen, seien 350 neue Lehrer für 2012 viel zu wenig. Thüringen brauche 2012 mindestens 800 neue Lehrer, um die Lücken in der Unterrichtsabsicherung schließen und die Zahl der in den Ruhestand gehenden Lehrer einigermaßen abfangen zu können. „Wir müssen mit den Elternverbänden gemeinsam Druck ausüben, dass die beschlossenen Stellen dann auch wirklich besetzt werden“, konstatiert Frau Sojka.



Bürgerversicherung „Mit dem Ziel der schwarz-gelben Bundesregierung, durch den so genannten Pflege-Bahr die Finanzierung der Pflegeversicherung zu dekkeln, kommt es neben einer ZweiKlassen-Medizin zusätzlich zu einer Zwei-Klassen-Pflege. Eine weitere private Vorkehrung für den Pflegefall bedeutet eine zusätzliche finanzielle Belastung, die aufgrund geringen Einkommens und auch für Sozialleistungsempfänger nicht leistbar ist“, kritisiert der LINKE-Abgeordnete Jörg Kubitzki anlässlich der Pläne im Bundeskabinett. Nur die privaten Kassen und Versicherungen profitierten von dem Zusatzgeschäft. Statt diese untaugliche Reform weiter zu verfolgen, müsse eine solidarische Bürgerversicherung eingeführt werden.



Landtagssitzungen Die nächsten Landtagssitzungen finden vom 20. bis 22 Juni statt. Pflegekinderwesen Die Landtagsfraktion lädt in Zusammenarbeit mit dem Verein für Pflege- und Adoptivfamilien in Thüringen am 25. Juni 2012, 16 bis 19 Uhr, Landtag, Raum 201, zum Fachgespräch ein. Gefahr von Rechts Am 28. Juni wird in Arnstadt, Theatercafè im Schlossgarten, 19 bis 21 Uhr, die Broschüre „Schlesische Jugend - Gefahr von Rechts zwischen Volkstanz und Neonazismus“ vorgestellt. www.die-linke-thl.de.
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KURZ UND PRÄGNANT Rekommunalisierung Bodo Ramelow, Vorsitzender der Linksfraktion, begrüßt, dass offensichtlich Bewegung in die Rekommunalisierung der Stromnetze kommt. Angesichts des Vorhabens von Eon, das Regionalgeschäft neu aufzustellen und Beteiligungsverhältnisse neu zu ordnen, fordert er, „die Voraussetzungen für eine wirkliche effiziente Energiepolitik zu schaffen, damit die Stromnetze in öffentliche Hand kommen“. Am Thüringer Netz besitzt Eon 53 Prozent, die verbleibenden 47 Prozent gehören den Kommunen. Die Gemeinden und Städte verwalten ihren Anteil fast ausschließlich über die Kommunale Energiebeteiligungsgesellschaft Thüringen AG (KEBT). „Eine Bietergemeinschaft aus mehreren kommunalen Akteuren, wie der KEBT, der THÜGA und den Stadtwerken, wäre stark genug, die Eon-Anteile zu übernehmen. Die Landesregierung muss sich dabei aktiv einbringen und gegebenenfalls mit Bürgschaften das Projekt unterstützen. So könnte ein modernes Hochleistungsstromnetz in Thüringen zum zentralen Herzstück der Energiewende werden. Diese einmalige Chance darf nicht vertan werden!“, so Ramelow. Er kündigt an, dass DIE LINKE im Wirtschaftsausschuss parlamentarisch aktiv wird.



UNZ-12-2012



Beschäftigung an Unis – prekär und befristet Linksfraktion bringt gemeinsam mit GEW parlamentarische Initiative auf den Weg



D



ie Situation von Beschäftigten an Thüringer Hochschulen ist alles andere als zufrieden stellend: In Thüringen sind knapp 90 Prozent aller wissenschaftlichen Hochschulmitarbeiterinnen und -mitarbeiter befristet beschäftigt. Das zeigt eine Kleine Anfrage der Linksfraktion aus dem Jahr 2010. Nach Angaben der Bildungsgewerkschaft (GEW) haben die Angestellten im Durchschnitt sogar nur Teilzeitstellen. Den Beschäftigten werden weder verlässliche Berufsperspektiven noch faire Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen geboten. Die Zahl der befristeten Arbeitsverträge steigt weiter an, auch Lehraufträge auf Honorarbasis nehmen zu, so dass mittlerweile von prekären Arbeitsverhältnissen im Wis-



erfüllen zu können, reichen die vom Land und Bund gewährten Haushaltsmittel schon lange nicht mehr aus. Die zusätzlichen so genannten Drittmittel, also Gelder von öffentlichen und privaten Stellen, dienen nicht nur einer Erweiterung der Forschungsbasis. Sie sind mittlerweile notwendig für den Betrieb der Universitäten und Hochschulen. Die Beschreibung der finanziellen und personellen Situation zeigt eindrücklich, dass die Grundlage für gute Lehre und Forschung an den Thüringer Universitäten und Hochschulen droht, entzogen zu werden. Beschäftigungspolitik entscheidend für Leistungsfähigkeit Für die Entwicklung der Thüringer Wissenschafts- und Hochschulland-



arbeiterschaft – vom studentischen Beschäftigten, Promovenden bis hin zum Verwaltungsmitarbeiter – wird nach den realen Beschäftigungsbedingungen abgefragt. Es geht um verbeamtet oder nicht, befristet oder nicht, wie wird die Stelle finanziert, gibt es unterschiedliche Bedingungen für Männer und Frauen und vieles mehr. Wir wollen die Daten schwarz auf weiß, um mit ihnen agieren zu können und weiter für die Einsicht in die Notwendigkeit zu streiten, dass Beschäftigungsverhältnisse an Hochschulen ein wichtiges Thema für die Entwicklung von Wissenschaft sind. Zusätzlich zur parlamentarischen Initiative im Landtag wird die GEW unter allen etwa 6000 wissenschaftlich Beschäftigten in Thüringen eine Onlinebefragung zu Arbeitsbedingungen und



Modernes IHK-Gesetz Die Debatte um ein modernes IHK-Gesetz und ein modernes Thüringer Ausführungsgesetz zum Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern (ThürAGIHKG) ist mehr als gegeben. Das entsprechende „Bundesgesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrieund Handelskammern“ stammt aus dem Jahr 1956 und das Thüringer Ausführungsgesetz aus dem Jahr 1993, stellt der wirtschaftspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag, Dieter Hausold, fest. Nun wird die Linksfraktion einen Antrag zu diesem Thema vorbereiten: Die Landesregierung soll aufgefordert werden, das Thüringer Ausführungsgesetz zum IHK-Gesetz aktuellen Erfordernissen anzupassen. Ausgehend von wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen sei eine Diskussion mit den Industrie- und Handelskammern als öffentlich-rechtliche Körperschaften wichtig. Dies betreffe auch die Handwerkskammern. „Es geht um ihre zukünftige Verantwortung im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung“, unterstreicht Hausold. Dabei spielen die eigenen Vorstellungen der Kammern eine wichtige Rolle, andererseits aber auch politisch-gesellschaftliche Vorstellungen zu ihrer Entwicklung.



Torsten Wolf, Vorsitzender der GEW in Thüringen, und Susanne Hennig, Sprecherin für Studierendenpolitik, während der Pressekonferenz zur Vorstellung der Großen Anfrage Foto: Diana Glöckner senschaftsbereich gesprochen werden muss. Obwohl viele studentische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter noch keinen Abschluss haben und häufig unterbezahlt sind, werden vielen von ihnen Lehraufgaben auferlegt. Nach neuesten Studien ist der Anteil weiblicher Beschäftigter nach wie vor gering bzw. sind Frauen noch häufiger von prekären Arbeitsverhältnissen betroffen. Offenkundig haben sich die Beschäftigungsbedingungen in den letzten Jahren massiv verschlechtert. Die Anforderungen für Mitarbeiter steigen ständig - Entlastungen fehlen. Nichtsdestotrotz wird von den Beschäftigten eine enorme Leistungsbereitschaft gefordert. Schließlich ist es das Ziel der Hochschulen, die Qualität von Lehre und Forschung zu erhöhen. Um die Aufgaben der Hochschulen



schaft, für gute Studienbedingungen, für die Qualität von Forschung und Lehre, aber auch für die Gesundheit der Beschäftigten ist aber die Beschäftigungspolitik ein entscheidender Faktor. Allerdings hat das Landesparlament kaum noch Möglichkeiten, überhaupt zu erfassen, wie Arbeitsverhältnisse ausgestaltet werden. Dies ist aber gerade vor dem Hintergrund der enormen Anforderungen an die wissenschaftlichen Mitarbeiter unbedingt wichtig. Große Anfrage eingereicht Gemeinsam mit der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft hat die Linksfraktion eine Große Anfrage zu den Beschäftigungsverhältnissen erarbeitet. Der gesamte Komplex der Mit-



ihren Auswirkungen durchführen. Die Umfrage der Gewerkschaft startet Ende Juli und läuft bis in den Oktober. Forderungskatalog für Verbesserung der Arbeitssituation Die Ergebnisse sowohl der Parlamentsanfrage als auch der Onlinebefragung werden Grundlage einer Gesprächsinitiative mit den Hochschulen und Gewerkschaften. Im Anschluss daran wird DIE LINKE einen Forderungskatalog erarbeiten, der sowohl an die Hochschulleitungen als auch an die Landesregierung gerichtet ist. Schließlich muss Qualität von Forschung und Lehre auch in Zukunft gesichert sein. Das ist nur dann möglich, wenn an den Universitäten auch gute Arbeitsbedingungen herrschen.
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DAS THEMA M



it dem brisanten Thema „Überprüfung der Abgeordneten des Thüringer Landtags auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Staatssicherheit (MfS)“ begann am 1. Juni 2012 die Plenarsitzung. Hier hatte Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) die Aufgabe, als „Vorsitzende des erweiterten Gremiums“ dessen Feststellungen bekanntzugeben.
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Debatte um „Abgeordnetenüberprüfung“ Kuschel: Zusammenarbeit mit MfS war „persönlicher politischer Fehler“ mehrfach geäußert und sich zu den Verfehlungen und Verwerfungen in der DDR bekannt. Dieser Verantwortung schließe er sich an. Zu seiner persönlichen Verantwortung habe er sich seit 1990 ebenfalls vielfach in der Öffentlichkeit geäußert.



tragsteller sei ein „klarer Verstoß gegen internationale, selbst nationale anerkannte Regelungen“ gewesen. Kuschel weiter: „Ich hatte damals nicht den Mut, dagegen offen vorzugehen, sondern habe vielmehr die Versetzung in eine andere Stadt vorgezogen. Auch



Kuschel bezeichnete die Zusammenarbeit mit dem MfS als einen persönlichen politischen Fehler, „resultierend aus meinem unkritischen Vertrauen in das Sicherheitskonzept der SED und der DDR“. Der Umgang mit den so genannten Ausreisewilligen habe im Widerspruch zum eigenen sozialistischen Gesellschaftsanspruch gestanden, insbesondere die Kriminalisierung der An-



dies ist als persönlicher politischer Fehler zu bewerten.“ Er habe politische Fehler begangen und könne nicht ausschließen, dass in der Folge seiner Zusammenarbeit mit dem MfS auch Menschen zusätzlicher Schaden entstanden sei. „Dafür kann ich nur um Entschuldigung bitten und mein Bedauern erklären.“ Nur wer frei von Schuld sei, werfe



Der Beschluss des Geheimgremiums, das die Linksfraktion vor Monaten wegen seiner politischen Instrumentalisierung unter Protest verlassen hatte, war freilich schon vorher in den Medien breit kolportiert worden. Diezels Bekanntgabe der Ergebnisse der so genannten „Abgeordnetenüberprüfung“ erfolgte somit wenig überraschend: „Das erweiterte Gremium stellt mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner stimmberechtigten Mitglieder folgendes fest: Aufgrund der Überprüfung steht zur gesicherten Überzeugung der stimmberechtigten Mitglieder des erweiterten Gremiums fest, dass der Abgeordnete Kuschel wissentlich als inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit/Amt für Nationale Sicherheit zusammengearbeitet hat und er deshalb unwürdig ist, dem Thüringer Landtag anzugehören.“ Überprüfungsverfahren Das Überprüfungsverfahren habe „von allen Beteiligten unbestritten eine politische Dimension, juristische Fragen sind im Verfahren eher vernachlässigungswürdig“, betonte Frank Kuschel zu Beginn seiner persönlichen Stellungnahme. Zur politischen Verantwortung habe sich seine Partei seit 1990



Bodo Ramelow zum Urteil gegen Fraktionsmitglied Nach dem Urteil des Amtsgerichts Erfurt gegen den Landtagsabgeordneten Frank Kuschel wegen angeblicher Polizistenbeleidigung und Widerstand gegen Vollstrekkungsbeamte erklärt Bodo Ramelow, Vorsitzender der Landtagsfraktion DIE LINKE: „Mit großem Erstaunen habe ich die Urteilsbegründung zur Kenntnis genommen. Ein Zivilpolizist, der sich nicht beleidigt fühlte und keine Anzeige erstattet hat, wird zum Dreh- und Angelpunkt einer Urteilsbegründung in einem Verfahren, bei dem 60 Polizisten und fünf zivil gekleidete Beamte im Einsatz waren. Während diese Zeugenaussagen dem Gericht schlüssig und für das Urteil relevant und belastbar erschienen, sind die Zeugen des Angeklagten offenbar nicht adäquat gewürdigt worden. Es wirkt sehr befremdlich, dass ein Wahlkreisbüro zweier Landtagsabgeordneter offenbar als wenig schützenswert betrachtet wurde und ein Parlamentarier, der sich
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mit Ausweis schützend vor Personen stellt, vom Gericht zur Privatperson deklariert wurde. Obwohl durch Landtagsdrucksachen nachgewiesen fünf zivil gekleidete Polizisten im Einsatz waren, konnte das Gericht keine Tatsachen feststellen, die entlastend für Herrn Kuschel gewirkt hätten. Den Einsatz der Zivilpolizisten in den Abgeordnetenbüros und vor dem ganzen Tatgeschehen legt das Gericht dahingehend aus, dass von ‚Spitzelei’ nicht hätte geredet werden dürfen. Andernfalls sei der Umstand als Beleidigung aufzufassen. Dem gegenüber schien es für das Gericht nicht relevant, dass an diesem Abend 60 Polizisten in dieser Massivität im und am Wahlkreisbüro der Abgeordneten Hennig und Bärwolff erschienen und wie die zwei gesuchten Täter letztlich bestraft wurden. Diese Täter, um die sich angeblich alles drehte, wurden offenkundig wesentlich milder behandelt, als der Abgeordnete Kuschel. Auch eine angeblich geworfene Bierflasche, die sich im Verfahren als



verloren gegangen entpuppte, wurde in der Urteilsbegründung als ‚Wurfgeschoss’ deklariert. Die Anzeigen gegen den Abgeordneten Kuschel wurden fast ausschließlich von Vorgesetzten und nicht von den Polizisten selbst aufgegeben. Diese Zeugenaussagen, die alle in Kenntnis der polizeilichen Ermittlungsakten getätigt werden konnten, sowie die verschiedensten Schmähbegriffe, die der Abgeordnete Kuschel angeblich benutzt haben soll, scheinen beim Gericht zu einer eigenständigen Gewissheit gereift zu sein. Dass der Abgeordnete Frank Kuschel während einer polizeilichen Maßnahme schlicht zur Privatperson erklärt wurde, zeigt für die Fraktion DIE LINKE ein gewisses Maß der Unkenntnis über die Rolle und Funktion aber auch den Status eines frei gewählten Abgeordneten. Nach diesem Urteil bleiben mehr Fragen als Antworten. Die Fraktion wird Herrn Kuschel solidarisch bei seinen nächsten Schritten begleiten.“



den ersten Stein, forderte anschließend Astrid Rothe-Beinlich von Bündnis 90/Die Grünen, die sich seit 1987 in der kirchlichen Umweltbewegung in der DDR engagiert hatte und 1989 zu den Besetzern der Bezirksverwaltung Erfurt der DDR-Staatssicherheit gehörte. Dies und die Ankündigung der Grünen, eine Gesetzesnovellierung vorzulegen, welche die Feststellung der „Parlamentsunwürdigkeit“ hinterfragen, die umstrittene Abgeordnetenüberprüfung neu regeln und den ohnehin vom Landesverfassungsgericht für nichtig erklärten Mandatsverlust aus dem Gesetz entfernen soll, führte zu aufgeregten, teils hysterischen Wortmeldungen aus FDP, CDU und SPD. Als wenig an christlichen Normen orientiert (Rothe-Beinlichs Forderung stammt aus dem Johannes-Evangelium und wird dem Religionsstifter Jesus von Nazareth direkt zugeschrieben) zeigten sich CDU und FDP. Für beide Fraktionen redeten nur Abgeordnete, die in der DDR entweder Mitglied einer Blockpartei waren (Barth: LDPD, Fiedler: DDR-CDU) oder in einer staatlichsozialistischen Massenorganisation eine herausgehobene Position innehatten (Mohring). Bemerkenswert: dieser Fakt spielte in der Medienberichterstattung keine Rolle. CDU-Blockflöten ertappt? Die Grünen hätten sich „das Recht abgesprochen, für die Bürgerrechtsbewegung das Wort zu ergreifen“, hieß es anmaßend ausgerechnet aus der CDU Thüringen, einst aus der DDR-Staatspartei CDU hervorgegangenen. Gut möglich, dass sich manche CDU„Blockflöte“ wegen einer Ankündigung von Bündnis 90/Die Grünen ertappt fühlte, denn dort war ausdrücklich formuliert worden: „Darüber hinaus gilt es, umfassend und differenziert auch über Geheimdienste hinaus zu betrachten, wer an welcher Stelle und mit welchen Methoden Verantwortung für 40 Jahre Diktatur in der DDR getragen hat“. Jeder Mensch, der auf der Liste der LINKEN aufgestellt wurde, habe seine Biographie offen gelegt, sich einer demokratischen Wahl gestellt und sei von den Wählerinnen und Wählern beauftragt, „mit uns gemeinsam hier politisch mitzuwirken“, hob Bodo Ramelow, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag, hervor. Deswegen sei für ihn auch Frank Kuschel ein Demokrat. Den Gedanken von Astrid Rothe-Beinlich aufgreifend, stellte LINKE-Fraktionschef Ramelow in Richtung CDU und FDP fest: „Sie wollen doch gar nicht über Vergangenheit reden. Sie wollen doch nur Steine in eine Richtung werfen, damit die Schuldfrage geklärt ist.“ Stefan Wogawa
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Wie sicher ist Opel?



DAS LETZTE …



Opel-Zukunft in die Hände derer legen, die echtes Interesse am Fortbestand haben



W



ieder einmal stehen Opel-Arbeitsplätze zur Disposition, wissen die Beschäftigten nicht, was General Motors wirklich plant, können sie sich nicht sicher sein, ob sie nächstes Jahr noch ihren Arbeitsplatz haben. Und wieder einmal wissen sie nicht, ob ihnen die Politik wirklich hilft. Bundeskanzlerin Angelika Merkel befürwortet eine Bürgschaft, Wirtschaftsminister Rainer Brüderle lehnt sie ab. Alle reden über Bochum und niemand weiß, was mit Eisenach wird.



ral Motors zum Verzicht auf Stellenabbau, Lohnkürzungen und Standortschließungen verpflichtet werden. „Wir wollen, dass künftig Staatshilfen in Belegschaftsbeteiligungen umgewandelt werden, damit die Arbeitnehmer echten Einfluss auf Unternehmensentscheidungen erhalten“, stellt er fest. Bodo Ramelow, Fraktionsvorsitzender der LINKEN im Thüringer Landtag, bringt seinen Vorschlag von 2009 erneut ins Spiel. Es wäre nach wie vor besser, wenn GM oder ein neuer Investor nur mit geringeren Anteilen vertreten wäre und stattdessen die Länder



heißt es: „Opel hat im Kern nicht ein Kosten-, sondern ein Führungsproblem.“ Gleichzeitig setze der US-Mutter-Konzern General Motors auf Erpressung statt auf eine Gesamtstrategie und spiele die Standorte gegeneinander aus. Nachdem die Kollegen in England aus purer Not auf Lohn verzichtet hätten, solle es nun Produktionsverlagerungen geben. Ob und wie sich diese mittelfristig auf Eisenach auswirken werden, ist bislang noch völlig unklar. Opel-Chef Karl-Friedrich Stracke hat angekündigt, dem Aufsichtsrat am 28.



Arbeitsplätze bei Opel und anderswo lassen sich nur mit Zukunftskonzepten sichern Dieter Hausold, wirtschaftspolitischer Sprecher der Linksfraktion, fordert deshalb auch die Klärung der Fakten. „Der Wahrheitsgehalt der Berichte muss hieb- und stichfest geprüft werden, um sich gegebenenfalls unverzüglich einzuschalten!“ Nicht einmal drei Jahre, nachdem die Opel-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter monatelang um ihre Jobs bangten, kehrt neue Verunsicherung ein. „Für die Beschäftigten bei Opel und den Zulieferer-Betrieben ist die nun entstandene Situation ein unhaltbarer Zustand“, sagt Hausold. Bisher sei von GM betont worden, dass das Unternehmen gut aufgestellt sei. „Woher jetzt plötzlich andere Einschätzungen kommen und Spekulationen über einen Verkauf die Runde machen, ist nicht nachvollziehbar.“ Verärgert ist auch der ehemalige Bundesvorsitzende der Partei DIE LINKE über die unklare Haltung der Bundesregierung. "Wenn Herr Brüderle nicht endlich von seinem ideologischen Turm herabsteigt, zerstört er die Grundlage Tausender Opel-Familien in Deutschland", kritisiert Klaus Ernst die Blockadehaltung von Wirtschaftsminister Brüderle für die Opelbürgschaft. Er stelle sich damit zugleich gegen das Versprechen von Bundeskanzlerin Merkel, die sich für eine Bürgschaft stark gemacht habe. Im Gegenzug für die staatliche Bürgschaft müsse Gene-



mit Opel-Standorten 20 Prozent übernehmen und sich – wie bei VW – eine qualifizierte Minderheitsbeteiligung garantieren ließe. Die Händler könnten weitere 20 Prozent tragen und die Mitarbeiter könnten zu 25 Prozent beteiligt werden. Außerdem müsste Opel die Patente an seinen eigenen Entwicklungen zurückkaufen. „Damit würde die Zukunft von Opel in den Händen derer liegen, die ein echtes Interesse am langfristigen Fortbestand der Marke haben. Eigentlich kann sich ein Unternehmen kaum etwas Besseres wünschen“, stellt Bodo Ramelow fest. Katja Wolf als neue Oberbürgermeisterin von Eisenach hat ein gesteigertes Interesse am Erhalt der Opel-Arbeitsplätze. Auf Eisenach-Online stellte sie schon am 2. Mai 2012 bei einem Gespräch mit der Konsulin für Politik und Wirtschaft am U.S. Generalkonsulat, Dr. Helena Schrader, fest, dass „Opel und seine Zulieferer die größten Arbeitgeber der Region“ sind. Für DIE LINKE seien auch immer die Belange der Beschäftigten wichtig. „Wirtschaft und Soziales (müssen) immer zusammen und nie getrennt voneinander verstanden werden". In einem Focus-Artikel vom 25. Mai wird der Leiter des IG Metall-Bezirks Frankfurt und Opel-Aufsichtsratsmitglied Armin Schild zitiert, der dem Management Unfähigkeit vorwirft. Dort



Foto: Klaas Hartz / pixelio.de



Juni ein Konzept zur Opel-Sanierung vorzulegen. Nach Fokus-Angaben verlangen die Opel-Betriebsräte bis dahin ein Alternativkonzept. Armin Schild warnte vor einem Kahlschlag: „Wir sind in der Lage, eine sehr harte Auseinandersetzung zu führen.“ Aus Sicht der Thüringer Beschäftigten bleibt zu hoffen, dass es auch für Opel Eisenach klare Aussagen gibt, wohin der Weg gehen soll. Es bleibt zu hoffen, dass die Werke nicht weiter gegeneinander ausgespielt werden. Gabi Ohler



Saburre adquireret



von Stefan Wogawa



Neues von „Paranoia-Pierre“ Auf der Homepage des Vereins „neue linke Weimar“ hat Thomas Hartung erneut seine Sicht auf den Seitenwechsel von der Linkspartei zur SPD dargestellt. Inzwischen behauptet dort „pierre c. deason-tomory“, in einem Kommentar zu Hartungs Text seien „mehrere unwahre behauptungen aufgestellt“ worden, was man „vom mutmaßlichen kommentator auch nicht anders“ kenne, es verstoße nicht gegen den Grundsatz der Offenheit der Homepage, „postings von notorischen lügnern aus dem apparat der linkspartei zu löschen“. Gerichtet ist „deasons“ breiiger Auswurf an „sehr geehrter herr mit anynomen posting, bzw. herr wogawa“. Weitere Namen werden nicht genannt. Es soll also einen anonymen Kommentar mit unwahren Behauptungen gegeben haben, den aber außer „deason“, Hartungs Wahlkreismitarbeiter, offenbar niemand kennt, weil er ja gelöscht wurde. Ich habe Hartungs Selbstgespräch nicht kommentiert, wer anderes behauptet, lügt. Die neulinken Homepagebetreiber wissen das, denn digitale Spuren lassen sich auswerten. Ob es überhaupt einen kritischen Kommentar gab, ist offen. Warum also die beleidigenden Angriffe? Glaubt ein hysterischer „Paranoia-Pierre“, hinter jeder Kritik an Hartung stecke ich? Dafür spricht, dass es ihm besonders verdächtig erscheint, dass ich nicht wahllos für anonyme (oder phantasierte!) Texte in Geiselhaft genommen werden will. Noch wahrscheinlicher: es wurde gemeldet, auch „deason“ sei SPDMitglied geworden, die „neue linke“ stehe „vor Zerreißproben“. Dazu kommt der immense Ansehensverlust durch das Verhalten bei der Aufhebung der Immunität von Bodo Ramelow (wegen Teilnahme an den Dresdener „Nazifrei“-Protesten). Offenbar will man nun mit perfiden Attacken nach außen die Anhänger um die Führung scharen.
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2016 - DIE LINKE Flensburg 

20.09.2016 - Die Bezeichnung â€žFrauâ€œ statt â€žDameâ€œ hat eine, die soziale Stellung der Person weiblichen. Geschlechts nicht berÃ¼cksichtigende Bedeutung ...
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neujahrsempfang die linke. homburg mit oskar ... - DIE LINKE. sojus 

HOMBURG MIT. OSKAR LAFONTAINE. Mittwoch, 25. Januar 2017, 19 Uhr im. Siebenpfeifferhaus, KirchenstraÃŸe 8, 66424. Homburg - mehr auf Seite 2. Ð¡ÐžÐ®Ð—.
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Steinecke - DIE LINKE in Bremen 

25.07.2009 - UnternehmensfÃ¼hrung nach Gutsherrenart hat oft zur Folge, dass unfÃ¤hige Manager mit einer. Abfindung die StÃ¤tte ihres Versagens verlassen ...
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der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus pdf 

der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus are a good way to achieve details about operating certainproducts. Many products that you buy can ...
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Stoppt die AfD! - Partei DIE LINKE 

... die Â»Patriotische. PlattformÂ« UnterstÃ¼tzung erhalten sie vom Partei-Vize Alexander. Gauland Dieser ist fÃ¼r sie wichtig, weil er sich auf eine vierzig- jÃ¤hrige CDU-Mitgliedschaft berufen kann 12. HÃ¶cke will die AfD zu einer Â»fundamentalop
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antragsheft_asbach_stand04112010 verbessert - DIE LINKE. Bayern 

11.12.2010 - Antragsteller: Kreisvorstand Schweinfurt. VO3-c Abwahlantrag gegen Ulrich Voß,. Antragstellerin: Kreismitgliederversammlung Main-Rhön.
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antragsheft_asbach_stand04112010 verbessert - DIE LINKE. Bayern 

11.12.2010 - Diese Form des Haushaltsplanes ist hinterlegt mit den Konten der ..... ersucht, baldmÃ¶glichst ein Konzept zu erstellen, wie die Situation der. 6.
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der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus pdf 

Read Online Now der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus Ebook PDF at our Library. Get der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus PDF file for free from our online library. PDF File: der linke radikalismus die kinderkr
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Käsekuchen im Finanzministerium - Landtag NRW 

21.08.2014 - beurteilt. Die mit der „Käsekuchenaktion“ zum Ausdruck gebrachte Kreativität steht der des. Fragestellers allerdings gewiss nicht nach.
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Schneller HÃ¶her Teurer - DIE LINKE Hamburg 

rem Hafen ist ohnehin alles dicht gedrÃ¤ngt, die. FlÃ¤chen sind auch ohne Olympia schon knapp. Um Stadien, UnterkÃ¼nfte und Hallen zu bauen, mÃ¼ssen ganze ...
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WahlprÃ¼fstein DIE LINKE - Deutsche AIDS-Hilfe 

Urteile der obersten indischen Gerichte haben dieses Vorgehen gestÃ¼tzt (zuletzt gegen den. Konzern Novartis im April 2013). Die HIV-Behandlung hat sich in vielen LÃ¤ndern Afrikas und. Asiens massiv verbessert, nachdem die Produktion von generischen 
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Die Richtlinie Teil 2 - SPD-Fraktion im SÃ¤chsischen Landtag 

ben dem Spracherwerb insbesondere gemeinnÃ¼tzige Einrich- tungen und sÃ¤chsische Kommunen in der Integrationsarbeit stÃ¤rker unterstÃ¼tzen kÃ¶nnen.
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Schleswig_Holsteinischer Landtag - Landtag SH 

13.12.2012 - ausgestattet und bereiten das angebotene Essen min. in Teilen vor Ort ... Schulen in Schleswig-Holstein erhalten ihr Essen und/oder Lebens-.
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linke parteien freie gewerkschaften und die ... AWS 

If you want to possess a one-stop search and find the proper manuals on your products, you can visit this website that delivers many Linke Parteien Freie. Gewerkschaften Und Die Ratebewegung In Der Deutschen Revolution 191819 Vom. Burgfrieden. You ca
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